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Leitsatz 
 

Die betriebliche Arbeitszeit iSd. § 87 Abs. 1 Nr. 2 BetrVG kann die Zeiten für das An- und Ablegen 

einer besonders auffälligen Dienstkleidung umfassen. Um eine solche handelt es sich, wenn die 

Arbeitnehmer im öffentlichen Raum aufgrund der Ausgestaltung ihrer Kleidungsstücke ohne 

Weiteres als Angehörige ihres Arbeitgebers erkannt werden können. 

 

Gründe 
 

21 b) Das Feststellungsinteresse für die Anträge ist nicht deshalb entfallen, weil die 

Betriebsparteien entsprechend der Vorgaben in § 4 Abs. 1 Satz 3 Anlage 3 BzTV-N BW eine 

Regelung über die Dauer der notwendigen Vorbereitungs- und Abschlussdienste getroffen 

haben. Zu diesen gehören die Wegezeiten nicht. 
 

23 1. Die Zeiten für das An- und Ablegen der Dienstkleidung in den Betriebsräumen des 

Arbeitgebers können ebenso zur verteilungsfähigen Arbeitszeit iSd. § 87 Abs. 1 Nr. 2 BetrVG 

gehören, wie die Zeiten, die der Arbeitnehmer braucht, um in Dienstkleidung von dem Ort 

seines Kleidungswechsels zu seinem Arbeitsplatz zu gelangen. 
 

26 2. … Jedoch handelt es sich um betriebliche Arbeitszeit, wenn Arbeitnehmer sich im 
Betriebshof umkleiden und anschließend den Weg zur Übernahme-/Ablösestelle in ihrer 

Dienstkleidung zurücklegen. Dies gilt gleichermaßen, wenn sie nach Schichtende zum 

Betriebshof zurückkehren, um dort ihre Dienstkleidung abzulegen. 
 

36 d) Das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats ist nicht nach § 87 Abs. 1 Eingangshalbs. 

BetrVG eingeschränkt oder ausgeschlossen. 
 

39 ... In § 2 Abs. 1 ArbZG wird die Arbeitszeit als die Zeit vom Beginn bis zum Ende der Arbeit 

ohne Ruhepausen definiert. ... Für ein vom gesetzlichen Arbeitszeitbegriff abweichendes 

Verständnis der Tarifvertragsparteien hätte es eines hinreichend deutlich zum Ausdruck 

gebrachten Regelungswillens bedurft, für den jedoch keine Anhaltspunkte ersichtlich sind. 

Ebenso wird das Mitbestimmungsrecht aus § 87 Abs. 1 Nr. 2 BetrVG nicht durch § 7 Anlage 3 

BzTV-N BW1) , wonach Arbeitsplatz das Fahrzeug oder der angewiesene Aufenthaltsplatz ist, 

ausgeschlossen oder eingeschränkt. Die Vorschrift enthält schon nach ihrem Wortlaut keine 

Regelung über die betriebliche Arbeitszeit. 
 

41 a) Die Entgegennahme und Abgabe von arbeitsnotwendigen Betriebsmitteln stellt Arbeitszeit 

iSd. § 87 Abs. 1 Nr. 2 BetrVG dar, wenn diese Tätigkeiten einem fremden Bedürfnis dienen 

und nicht zugleich ein eigenes Bedürfnis des Arbeitnehmers erfüllen. In diesem Fall handelt es 
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sich um Arbeitszeit iSd. § 2 Abs. 1 ArbZG. Arbeitnehmer sind regelmäßig nicht verpflichtet, 

Arbeitsmittel, die sie in der dienstfreien Zeit nicht nutzen, nach Beendigung ihrer Arbeitszeit 

für den Arbeitgeber zu verwahren. Eine solche Tätigkeit dient nicht ihrem eigenen Bedürfnis 

(BAG 12. November 2013 – 1 ABR 59/12 – Rn. 57 und 60, BAGE 146, 271). 
 

42 b) … Entscheiden sich die Arbeitnehmer jedoch zu deren Rückgabe nach Dienstende, sind die 
Abgabe und die erneute Entgegennahme dieser Arbeitsmittel bei Dienstbeginn ausschließlich 

fremdnützig und damit Arbeitszeit. Dies gilt gleichermaßen für die Wege nach Dienstende zur 

Abgabestelle und bei Dienstbeginn von dort bis zum Fahrzeug. 

 

 

Haftungsausschluss 
 

Das Gutachten wurde unparteiisch, mit angemessener Sorgfalt und nach bestem Wissen 

und Gewissen erstellt. 

Eine Gewähr für Aktualität, Korrektheit, Vollständigkeit und ausreichende Qualität wird mit 

der Bereitstellung dieses Sachverständigengutachtens ausdrücklich nicht gegeben. 

Die Haftung für Schäden jedweder Art, die durch die Nutzung oder Nichtnutzung des 

Inhaltes verursacht wurden oder werden, ist ausgeschlossen, sofern kein nachweislich 

vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verschulden des Sachverständigen vorliegt. 


